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Verordnung 

über die Erteilung von Auskünften zum Stand der Technik 
Vom 25. Februar 1982 


Auf Grund des § 29 Abs. 3 Satz 1 und 2 des Patent¬ 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. Dezember 1980 (BGBl. 1981 I S. 1) in Verbindung 
mit der Verordnung über die Übertragung der Ermächti¬ 
gung nach § 23 Abs. 3 Satz 3 des Patentgesetzes vom 
25. Januar 1979 (BGBl. I S. 114) wird verordnet: 


§ 1 

(1) Auf Antrag erteilt das Patentamt ohne Gewähr für 
Vollständigkeit Auskünfte zum Stand der Technik auf 
allen Gebieten der Technik. 

(2) Die Auskunft wird durch Mitteilung der öffentlichen 
Druckschriften erteilt, die für einen genau beschriebe¬ 


nen Sachverhalt als Stand der Technik in Betracht zu 
ziehen oder in denen Lösungen zu einer genau geschil¬ 
derten technischen Aufgabenstellung beschrieben sind. 
Eine Bewertung des Inhalts der ermittelten Druckschrif¬ 
ten findet nicht statt. 

§2 

Der Antrag ist in deutscher Sprache schriftlich in zwei 
übereinstimmenden Stücken einzureichen und muß ent¬ 
halten: 

1. die Erklärung, daß eine Auskunft zum Stand der 
Technik nach dieser Verordnung beantragt wird. 
Dabei kann ein Zeitraum angegeben werden, auf den 
die Ermittlung der öffentlichen Druckschriften 
beschränkt werden soll; 
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2. die genaue Beschreibung des technischen Sachver¬ 
halts, der Gegenstand des Antrags ist; gegebenen¬ 
falls sind Zeichnungen beizufügen und, falls erforder¬ 
lich, eine kurze Zusammenfassung der Merkmale. 
Einheiten im Meßwesen sind in Übereinstimmung mit 
dem Gesetz über Einheiten im Meßwesen und der 
hierzu erlassenen Ausführungsverordnung in den je¬ 
weils geltenden Fassungen anzugeben. Bei chemi¬ 
schen Formeln sind die auf dem Fachgebiet national 
oder international anerkannten Zeichen und Symbole 
zu verwenden; 

3. den Vor- und Zunamen, die Firma oder die sonstige 
Bezeichnung des Antragstellers, den Wohnsitz oder 
Sitz und die Anschrift (Straße und Hausnummer, 
Postleitzahl, Ort, gegebenenfalls Postzustellbezirk). 
Bei ausländischen Orten sind auch Staat und Bezirk 
anzugeben; ausländische Ortsnamen sind zu unter¬ 
streichen; 

4. falls ein Vertreter bestellt worden ist, seinen Namen 
mit Anschrift; die Vollmacht ist als Anlage dem Antrag 
beizufügen. Auf eine beim Patentamt hinterlegte Voll¬ 
macht ist unter Angabe der Hinterlegungsnummer 
hinzuweisen. Die Bestellung mehrerer Vertreter ist 
zulässig; 


5. falls mehrere Personen ohne einen gemeinsamen 
Vertreter den Antrag stellen oder mehrere Vertreter 
mit verschiedener Anschrift bestellt sind, die Angabe, 
wer als Zustellungsbevollmächtigter zum Empfang 
amtlicher Bescheide befugt ist; 

6. die Unterschrift des Antragstellers oder des Vertre¬ 
ters. 

§3 

Mit dem Antrag ist eine Gebühr nach dem Tarif zu ent¬ 
richten; wird sie nicht entrichtet, so gilt der Antrag als 
nicht gestellt. 

§4 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überlei¬ 
tungsgesetzes in Verbindung mit Artikel XI § 2 des Ge¬ 
setzes über internationale Patentübereinkommen vom 
21. Juni 1976 (BGBl. II S. 649) auch im Land Berlin. 

§5 

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 19. Juni 
1979 über die Erteilung von Auskünften zum Stand der 
Technik (BGBl. I S. 1019) außer Kraft. 


München, den 25. Februar 1982 

Der Präsident des Deutschen Patentamts 
Dr. Häußer 
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Erste Verordnung 

zur Änderung der Kostenverordnung der Wasser- und Schiffahrtsverwaltung des Bundes 

auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt 

Vom 9. März 1982 


Auf Grund des § 3 b Abs. 2 des Gesetzes über die Auf¬ 
gaben des Bundes auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
9500-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, der durch 
Artikel 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 21. Juni 1965 (BGBl. II 
S. 873) eingefügt und zuletzt durch § 13 Abs. 2 des Ge¬ 
setzes vom 6. August 1975 (BGBl. I S. 2121) geändert 
worden ist, und des § 9 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über 
Schifferdienstbücher in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 9503-4, veröffentlichten be¬ 
reinigten Fassung, der durch Artikel 22 des Gesetzes 
vom 23. Juni 1970 (BGBl. IS. 805) geändert worden ist, 
in Verbindung mit dem 2. Abschnitt des Verwaltungs¬ 
kostengesetzes vom 23. Juni 1970 (BGBl. IS. 821), wird 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
verordnet: 

Artikel 1 

Die Kostenverordnung der Wasser- und Schiffahrts¬ 
verwaltung des Bundes auf dem Gebiet der Binnen¬ 
schiffahrt vom 22. Oktober 1980 (BGBl. IS. 2008) wird 
wie folgt geändert: 


1. Der Abschnitt I des Gebührenverzeichnisses erhält 
die aus der Anlage ersichtliche Fassung. 

2. Im Anhang zu dem Gebührenverzeichnis sind in Num¬ 
mer 1 die Worte „(BSchPatentVO) vom 15. Juni 1956 
(BGBl. II S. 722)" durch die Worte „(Binnenschiffer¬ 
patentverordnung - BinSchPatentV) vom 
7. Dezember 1981 (BGBl. IS. 1333)" zu ersetzen und 
die Nummern 3 und 4 zu streichen. 


Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach §14 des Dritten Überlei¬ 
tungsgesetzes in Verbindung mit § 11 des Gesetzes 
über die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der Bin¬ 
nenschiffahrt auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1982 in Kraft. 


Bonn, den 9. März 1982 


Der Bundesminister für Verkehr 
Hauff 
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Anlage 


Laufende 

Nummer 


Gegenstand 


Rechtsgrundlage 


Fundstellenhinweis 
im Anhang 
Nummer 


Gebühr 

DM 


I. Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Ausstellung 
von Befähigungszeugnissen und Schifferdienstbüchern 


1. Schifferpatent, Rheinschifferpatent, Kleines 
Patent, Schifferausweis, Penichen-Patent, 
Sportschifferpatent, Sportschifferzeugnis, 
Polizeibootpatent und Feuerlöschbootpatent 

a) Prüfung 

b) Teilprüfung 


c) ohne Prüfung 

d) Erweiterung 

- mit Prüfung je nach Umfang 

- ohne Prüfung 

2. Fährführerschein 

a) Prüfung für Fähren 

- mit eigener Triebkraft 

- ohne eigene Triebkraft 

b) ohne Prüfung 

c) Erweiterung oder Erstreckung 

- mit Prüfung 

- ohne Prüfung 


§§ 6, 8. 9,10,11,14,15 und 20 
Binnenschifferpatentverord¬ 

1 


nung, 



§§1,3, 6, 7,8,9 und 10 Rhein¬ 
schifferpatentverordnung 

2 

110,- 

§ 21 Binnenschifferpatent¬ 
verordnung, 

1 

85,- 

Artikel 5 Einführungsverordnung 
zur Rheinschifferpatentverord¬ 

2a 


nung 



§ 26 Abs. 2 und § 30 Binnen¬ 
schifferpatentverordnung 

1 

55,- 

§16 Binnenschifferpatent¬ 
verordnung, 

1 


§ 15 Rheinschifferpatentverord¬ 

2 

55,- 

nung 


bis 85,- 

§ 25 Abs. 2 und 3 Binnenschif¬ 
ferpatentverordnung 

1 

25,- 

§§ 6,12 und 20 Binnenschiffer¬ 
patentverordnung, 

1 


§ 27 Abs. 1 Nr. 3 Rheinfähren¬ 
ordnung 

16 

45,- 



25,- 

§ 26 Abs. 2 Binnenschiffer¬ 
patentverordnung 

1 

25,- 

§ 16 Binnenschifferpatent¬ 
verordnung, 

1 


§ 28 Rheinfährenordnung 

16 

45,- 


25,- 


3. Streckenzeugnis 

a) Prüfung 

b) Erweiterung 

- mit Prüfung je nach Umfang 


§§13 und 20 Binnenschiffer- 1 

Patentverordnung 


§§16 und 25 Binnenschiffer- 1 

Patentverordnung 


85,- 


55,- 
bis 85,- 


25,- 


- ohne Prüfung 
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Laufende 

Nummer 


Gegenstand 


Rechtsgrundlage 


Fundstellenhinweis 
im Anhang 
Nummer 


Gebühr 

DM 


4. 

Radarschiffer-Zeugnis 

§ 3 Verordnung über die Ertei¬ 
lung von Radarschiffer-Zeugnis¬ 
sen für den Rhein 

5 



a) Prüfung 



125,- 


b) Prüfung für das besondere Radarsch iffer- 
Zeugnis 

Artikel 4 Verordnung zur Einfüh¬ 
rung der Verordnung über die Er¬ 
teilung von Radarschiffer-Zeug¬ 
nissen für den Rhein 

5a 

90,- 

5. 

Lotsenpatent 

§ 3 Lotsenordnung für den Rhein 
zwischen Basel und Mann¬ 
heim/Ludwigshafen, 

8 



a) Prüfung 

Gesetz, betreffend die Ausfüh¬ 
rung der Revidierten Rhein¬ 
schiffahrtsakte 

6 

110- 


b) Erweiterungsprüfung um eine bis drei 
Strecken 

Verordnung über die Erweite¬ 
rung älterer Lotsenpatente für 
den Mittelrhein 

7 

55,- 

6. 

Fiößerpatent 

§ 33 Binnenschifferpatent¬ 
verordnung 

1 

55,- 

7. 

Befähigungszeugnis für die Eder- und Diemel- 
talsperre 

§ 4 Verordnung über die Zulas¬ 
sung und den Verkehr von Fahr¬ 
zeugen auf der Eder- und der 
Diemeltalsperre 

14 

110,- 

8. 

Erteilung einer Erlaubnis zum Führen von Fahr¬ 
zeugen ohne Befähigungszeugnis 

§ 5 Abs. 1 Binnenschifferpatent¬ 
verordnung 

1 

20,- 

9. 

Ausfertigung oder Ersatzausfertigung eines 
unter Nummer 1 bis 7 aufgeführten Befähi- 
gungs- oder Streckenzeugnisses 



25,- 

10. 

Beurkundung einer Erweiterung oder Erstrek- 
kung eines Befähigungs- oder Streckenzeug¬ 
nisses 



20,- 

11. 

Verlängerung eines Befähigungs- oder Strek- 
kenzeugnisses oder Erteilung einer entspre¬ 
chenden besonderen Bescheinigung 

§ 24 Abs. 2 Binnenschiffer¬ 
patentverordnung, 

§ 14 Nr. 2 Rheinschifferpatent¬ 
verordnung 

1 

2 

20,- 

12 . 

Umtausch alter Befähigungsnachweise 

§ 29 Binnenschifferpatent¬ 
verordnung, 

1 

25,- 



§ 17 Nr. 1 Rheinschifferpatent¬ 
verordnung, 

2 




Artikel 11 Abs. 2 Einführungs¬ 
verordnung zur Rheinschiffer¬ 
patentverordnung, 

2 a 




§ 51 Rheinfährenordnung 

16 


13. 

Ausstellung eines Fahrtenheftes 

§ 7 Lotsenordnung für den Rhein 
zwischen Basel und Mann¬ 
heim/Ludwigshafen 

8 

10 ,- 
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Laufende 



Fundstellenhinweis 

Nummer 

Gegenstand 

Rechtsgrundlage 

im Anhang 
Nummer 


14. Ausstellung oder Ersatzausfertigung eines 
Schifferdienstbuches oder Ausstellung eines 
Fortsetzungsbuches 


§ 3 Gesetz über Schifferdienst¬ 
bücher, 

§ 1 Abs. 1 und 2 Verordnung zur 
Durchführung des Gesetzes 
über Schifferdienstbücher, 


§ 7 Lotsenordnung für den Rhein 
zwischen Basel und Mann¬ 
heim/Ludwigshafen 

15. Überprüfung eines Schifferdienstbuches § 7 Gesetz über Schifferdienst¬ 

bücher, 


je angefangene Seite 

mindestens 

höchstens 


§ 7 Abs. 3 Lotsenordnung für 
den Rhein zwischen Basel und 
Mannheim/Ludwigshafen 


9 

10 

8 

9 

8 


Gebühr 

DM 


5,- 


1 - 

4,- 

30,- 
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Vierte Verordnung 

zur Änderung der Allgemeinen Lotsordnung 
Vom 10. März 1982 


Auf Grund des § 6 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über das 
Seelotswesen in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie¬ 
derungsnummer 9515-1, veröffentlichten bereinigten 
Fassung wird verordnet: 

Artikel 1 

Die Allgemeine Lotsordnung vom 11. August 1972 
(BGBl. IS. 1513), zuletzt geändert durch die Verordnung 
vom 8. Dezember 1980 (BGBl. I S. 2238), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte „Feuerschiff 
,'Weser“ “ durch die Worte „der .Großtonne Weser 111 
ersetzt. 

2. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort „Fahrzeugs“ 
durch das Wort „Schiffes“ ersetzt. 

b) In Absatz 4 Satz 2 wird das Wort „Fahrzeugen“ 
durch das Wort „Schiffen" ersetzt. 

3. In § 12 wird das Wort „Fahrzeuge“ durch das Wort 
„Schiffe“ ersetzt. 


Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überlei¬ 
tungsgesetzes in Verbindung mit § 61 des Gesetzes 
über das Seelotswesen auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1982 in Kraft. 


Bonn, den 10. März 1982 

Der Bundesminister für Verkehr 
Hauff 



320 


Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1982, Teil I 


Verordnung 

über die zu Börsentermingeschäften zugelassenen Wertpapiere 
(Börsentermingeschäfts-Zulassungsverordnung - BörsTermZulV) 

Vom 10. März 1982 


Auf Grund des § 63 Abs. 1 des Börsengesetzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
4110-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, der durch 
das Gesetz vom 28. April 1975 (BGBl. I S. 1013) geän¬ 
dert worden ist, wird mit Zustimmung des Bundesrates 
verordnet: 

§1 

Optionspapiere 

Börsentermingeschäfte in der Form der Einräumung 
des Rechts, Lieferung oder Abnahme von Wertpapieren 
zu verlangen (Optionsgeschäft), sind in den Aktien der 
folgenden Gesellschaften zulässig: 

A. Inländische Gesellschaften: 

1. AEG-TELEFUNKEN AKTIENGESELLSCHAFT, 
Berlin und Frankfurt (M) 

2. BASF Aktiengesellschaft, Ludwigshafen (Rhein) 

3. Bayer Aktiengesellschaft, Leverkusen 

4. BAYERISCHE HYPOTHEKEN- und WECHSEL¬ 
BANK AKTIENGESELLSCHAFT, München 

5. BAYERISCHE MOTOREN WERKE AKTIEN¬ 
GESELLSCHAFT, München 

6. BAYERISCHE VEREINSBANK AKTIEN¬ 
GESELLSCHAFT, München 

7. BERLINER HANDELS- UND FRANKFURTER 
BANK, Frankfurt (M) und Berlin 

8. BERLINER KRAFT- UND LICHT (BEWAG) - 
AKTIENGESELLSCHAFT, Berlin, Aktien der 
Gruppe A 

9. Brown, Boveri & Cie Aktiengesellschaft, 
Mannheim 

10. COMMERZBANK AKTIENGESELLSCHAFT, 
Düsseldorf 

11. Continental Gummi-Werke Aktiengesellschaft, 
Hannover 

12. Daimler-Benz Aktiengesellschaft, 
Stuttgart-Untertürkheim 

13. Deutsche Bank Aktiengesellschaft, 

Frankfurt (M) 

14. Degussa Aktiengesellschaft, Frankfurt (M) 

15. Deutsche Lufthansa Aktiengesellschaft, Köln 

16. Dresdner Bank Aktiengesellschaft, Frankfurt (M) 

17. Gutehoffnungshütte Aktienverein 
Aktiengesellschaft, Oberhausen 


18. Hoechst Aktiengesellschaft, Frankfurt (M) 

19. Hoesch Aktiengesellschaft, Dortmund 

20. Kali und Salz Aktiengesellschaft, Kassel 

21. KARSTADT Aktiengesellschaft, Essen 

22. Kaufhof Aktiengesellschaft, Köln 

23. Klöckner-Humboldt-Deutz Aktiengesellschaft, 
Köln 

24. Klöckner-Werke Aktiengesellschaft, Duisburg 

25. Linde Aktiengesellschaft, Wiesbaden 

26. MANNESMANN Aktiengesellschaft, Düsseldorf 

27. MAN. Maschinenfabrik Augsburg-Nürnberg 
Aktiengesellschaft, Augsburg 

28. METALLGESELLSCHAFT 
AKTIENGESELLSCHAFT, Frankfurt (M) 

29. PREUSSAG Aktiengesellschaft, 

Berlin und Hannover 

30. RHEINISCH-WESTFÄLISCHES ELEKTRIZITÄTS¬ 
WERK AKTIENGESELLSCHAFT, Essen 

31. Rütgerswerke Aktiengesellschaft, Frankfurt (M) 

32. SCHERING AKTIENGESELLSCHAFT, Berlin und 
Bergkamen (Westf) 

33. SIEMENS AKTIENGESELLSCHAFT, Berlin und 
München 

34. THYSSEN AKTIENGESELLSCHAFT, Duisburg 

35. VARTA AKTIENGESELLSCHAFT, Bad Homburg 
v.d.H. 

36. VEBA Aktiengesellschaft, Bonn und Berlin 

37. Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen Aktien¬ 
gesellschaft, Dortmund 

38. VOLKSWAGENWERK 
AKTIENGESELLSCHAFT, Wolfsburg 

39. DEUTSCHE BABCOCK 
AKTIENGESELLSCHAFT, Oberhausen, Stamm¬ 
aktien und Vorzugsaktien 

40. Mercedes-Automobil-Holding 
Aktiengesellschaft, Frankfurt (M) 

41. Aktiengesellschaft für Industrie- und Verkehrs¬ 
wesen, Frankfurt (M) 

42. Harpener Aktiengesellschaft, Dortmund 

B. Ausländische Gesellschaften: 

1. N.V. Gemeenschappelijk Bezit van Aandeelen 
Philips’ Gloeilampenfabrieken, Einhoven 
(Niederlande) 
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2. N.V. Koninklijke Nederlandsche Petroleum Maat- 
schappij 

(Royal Dutsch Petroleum Company), Den Haag 
(Niederlande) 

3. UNILEVER N.V., Rotterdam (Niederlande) 

4. Alcan Aluminium Limited, Montreal (Kanada) 

5. Chrysler Corporation, Wilmington (County of 
New Castle/USA) 

6. General Motors Corporation, Wilmington 
(Delaware 19899/USA) 

7. International Business Machines Corporation, 
Armonk (New York 10504/USA) 

8. Litton Industries Inc., Dover (Delaware/USA) 

9. Sony Corporation (Sony Kabushiki Kaisha), 
Tokio (Japan) 

10. Sperry Corporation, Wilmington 
(Delaware/USA) 

11. Xerox Corporation, Rochester (New York/USA) 

12. Norsk Hydro a.s., Notodden (Norwegen) 

13. Societe Nationale Elf Aquitaine, Courbevoie 
(Hauts-de-Seine/Frankreich). 


§2 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überlei¬ 
tungsgesetzes in Verbindung mit Artikel 3 Satz 2 des 
Gesetzes zur Änderung des Börsengesetzes vom 28. 
April 1975 (BGBl. I S. 1013) auch im Land Berlin. 

§3 

Inkrafttreten; abgelöste Vorschriften 

Diese Verordnung tritt am 1. April 1982 in Kraft. 
Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. die Vierte Verordnung über die Zulassung von Wert¬ 
papieren zu Börsentermingeschäften vom 9. April 
1976 (BGBl. I S. 1008), 

2. die Fünfte Verordnung über die Zulassung von Wert¬ 
papieren zu Börsentermingeschäften vom 9 März 
1978 (BGBl. I S. 387). 


Bonn, den 10. März 1982 


Der Bundesminister der Finanzen 
Hans Matthöfer 
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Fünfzehnte Verordnung 

zur Änderung der Verordnung über die automatische Verschreibungspflicht 

Vom 10. März 1982 

Auf Grund des § 49 Abs. 4 Nr. 1 und 2 des Arzneimittelgesetzes vom 24. August 1976 
(BGBl. I S. 2445, 2448) wird vom Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit 
sowie auf Grund des § 25 Abs. 2 Nr. 1 und Abs. 3 des Lebensmittel- und Bedarfsgegen¬ 
ständegesetzes vom 15. August 1974 (BGBl. I S. 1945,1946) vom Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirt¬ 
schaft verordnet: 


Artikel 1 

Die Anlage zu der Verordnung über die automatische Verschreibungspflicht vom 
26. Juni 1978 (BGBl. I S. 917), zuletzt geändert durch Verordnung vom 15. Dezember 
1981 (BGBl. I S. 1418), wird um folgende Positionen ergänzt: 

Lfd. Bezeichnung Ende der 

Nr. Verschreibungspflicht 

nach § 49 AMG 


229 Albendazol, Methyl-5-propylthio- 
2-benzimidazolcarbamat und seine Salze 

- zur Anwendung bei Tieren - 

230 Apramycin, 4-0-[3a-Amino-6a-(4-amino- 
4-desoxy-a-D-glucopyranosyloxy)- 
2,3,4,4a|L6,7,8,8aa-octahydro-8^-hydroxy- 
7|1-methylaminopyrano[3,2-b]pyran-2oc-yl]- 
2-desoxy-D-streptamin und seine Salze 

- zur Anwendung bei Tieren - 

231 Brompericfol, 4-[4-(4-Bromphenyl)- 
4-hydroxypiperidino]-4'-fluorbutyrophenon 
und seine Salze 

232 Buflomedil, 2 , l 4\6’-Trimethoxy- 
4-(1-pyrrolidinyl)butyrophenon 
und seine Salze 

233 Carteolol, 5-(3-ferf-Butylamino- 
2-hydroxypropoxy)-3,4-dihydro-2(1/-fl- 
chinolinon und seine Salze 

234 Clavulansäure, (Z)-(2fl,5ft)-3- 
(2-Hydroxyethyliden)-7-oxo-4-oxa- 
1-azabicyclo[3.2.0]heptan-2-carbon= 
säure und ihre Salze 

235 Minoxidil, 6-Piperidino-2,4-pyrimidin= 
diamin-3-oxid und seine Salze 


1. Juli 1987 

1. Juli 1987 

1. Juli 1987 

1. Juli 1987 

1. Juli 1987 

1. Juli 1987 

1. Juli 1987 
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Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes in Verbindung mit 
Artikel 8 des Gesetzes zur Neuordnung des Arzneimittelrechts vom 24. August 1976 
(BGBl. I S. 2445) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Kosmetische Mittel, die in Artikel 1 dieser Verordnung aufgeführte Stoffe oder 
Zubereitungen enthalten, dürfen noch zwölf Monate nach dem Inkraftireten weiterhin 
hergestellt, eingeführt und in den Verkehr gebracht werden, soweit dies bisher zulässig 
war. § 24 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes sowie auf Grund des 
§ 26 des Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetzes erlassene Rechtsvorschrif¬ 
ten bleiben unberührt. 


Bonn, den 10. März 1982 


Der Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit 
Antje Huber 
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Fünfte Verordnung 

über die förderungsbedürftigen Gebiete 

und über die Fremdenverkehrsgebiete im Sinne des Investitionszulagengesetzes 
(Fünfte Fördergebiets- und Fremdenverkehrsgebietsverordnung) 

Vom 11. März 1982 


Auf Grund des § 3 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 
des Investitionszulagengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 2. Januar 1979 (BGBL I S. 24) 
verordnet die Bundesregierung mit Zustimmung des 
Bundesrates: 

§1 

(1) Förderungsbedürftige Gebiete im Sinne des § 3 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Investitionszulagengesetzes 
sind die Gebiete der Kreise, kreisfreien Städte, Gemein¬ 
den und Gemeindeteile, die mit Wirkung vom 1. Januar 
1981 in Abschnitt II der Bekanntmachung der Regelun¬ 
gen, Fördergebiete, Schwerpunktorte mit ihren Förde¬ 
rungshöchstsätzen und Fremdenverkehrsgebiete des 
zehnten Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
vom 8. Juli 1981 (BAnz. Nr. 215 vom 14. November 
1981), ergänzt durch die Bekanntmachung vom 
2. Februar 1982 (BAnz. Nr. 25 vom 6. Februar 1982), als 
Fördergebiete bezeichnet sind, soweit sie nicht förde¬ 
rungsbedürftige Gebiete im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 
oder 2 des Investitionszulagengesetzes sind. 

(2) Fremdenverkehrsgebiete im Sinne des § 3 Abs. 2 
Satz 1 des Investitionszulagengesetzes sind die Gebie¬ 
te der Kreise, kreisfreien Städte, Gemeinden und Ge¬ 
meindeteile, die mit Wirkung vom 1. Januar 1981 in Ab¬ 
schnitt IV der in Absatz 1 genannten Bekanntmachung 
als Fremdenverkehrsgebiete bezeichnet sind, soweit 
sie förderungsbedürftige Gebiete im Sinne des § 3 
Abs. 1 des Investitionszulagengesetzes sind. 

§2 

Zu den förderungsbedürftigen Gebieten oder zu den 
Fremdenverkehrsgebieten gehören auch Geländeflä¬ 
chen, die durch Aufspülung, Eindeichung oder andere 


Maßnahmen gewonnen und in eine Gebietskörperschaft 
eingegliedert werden, die förderungsbedürftiges Gebiet 
oder Fremdenverkehrsgebiet ist. 

§3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 7 des Investitions¬ 
zulagengesetzes auch im Land Berlin. 

§4 

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1981 in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt vorbehaltlich 
des Absatzes 2 die Vierte Fördergebiets- und Fremden¬ 
verkehrsgebietsverordnung vom 28. Dezember 1978 
(BGBl. 1979 I S. 33) außer Kraft. 

(2) Die Vierte Fördergebiets- und Fremdenverkehrs¬ 
gebietsverordnung ist weiter anzuwenden auf Investi¬ 
tionsvorhaben in Gebieten, die auf Grund dieser Verord¬ 
nung nicht mehr zu den förderungsbedürftigen Gebieten 
oder zu den Fremdenverkehrsgebieten gehören, wenn 
die Bescheinigung im Sinne des § 2 des Investitions¬ 
zulagengesetzes 

1. bei den Gebieten, die in Abschnitt VI der in § 1 Abs. 1 
genannten Bekanntmachung bezeichnet sind, bis 
zum 31. März 1982 beantragt worden ist, 

2. bei den Gebieten, die in Abschnitt Vll der in § 1 Abs. 1 
genannten Bekanntmachung bezeichnet sind, bis 
zum 31. Dezember 1983 beantragt worden ist, 

und soweit die Wirtschaftsgüter, Ausbauten und Erwei¬ 
terungen, die im Zusammenhang mit einem solchen 
Investitionsvorhaben angeschafft oder hergestellt wer¬ 
den, innerhalb von drei Jahren nach den in den Num¬ 
mern 1 und 2 bezeichneten Zeitpunkten geliefert oder 
fertiggestellt worden sind. 


Bonn, den 11. März 1982 

Der Bundeskanzler 
Schmidt 


Der Bundesminister der Finanzen 
Hans Matthöfer 
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 

Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 24. November 1981 - 2 BvL 4/80 ergangen auf 
Vorlage des Landesarbeitsgerichts Hamburg, wird die 
Entscheidungsformel veröffentlicht: 

§ 5 Absatz 3 Nummer 3 des Betriebsverfassungsge¬ 
setzes vom 15. Januar 1972 (Bundesgesetzbl. I 
S. 13) ist mit dem Grundgesetz vereinbar. 

Die vorstehende Entscheidungsformel hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 des Gesetzes über das Bundesverfas¬ 
sungsgericht Gesetzeskraft. 


Bonn, den 8. März 1982 

Der Bundesminister der Justiz 
Schmude 
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